
 
Informationen zum Ablauf der Prüfung Ihres Antrages  

auf Eingliederungshilfe nach dem SGB IX 
 

1. Schritt: Prüfung Personenkreiszuordnung der Menschen mit Behinderung (§ 99 SGB IX) 
 
Nach Eingang aller erforderlichen Unterlagen erfolgt zunächst die Prüfung, ob die antragstellende Person 
zum Personenkreis nach § 99 SGB IX gehört. Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten Menschen mit 
Behinderungen, die wesentlich in der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft eingeschränkt sind 
(wesentliche Behinderung) oder von einer solchen wesentlichen Behinderung bedroht sind.  
 
Gemäß § 2 SGB IX sind Menschen mit Behinderungen Menschen, die körperliche, seelische, geistige oder 
Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten 
Barrieren an der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als 
sechs Monate hindern können. Eine solche Beeinträchtigung liegt vor, wenn der Körper- und 
Gesundheitszustand von dem für das Lebensalter typischen Zustand abweicht. Von einer wesentlichen 
Behinderung bedroht sind Menschen, bei denen der Eintritt einer wesentlichen Behinderung nach fachlicher 
Erkenntnis mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. 
 
Um dies feststellen zu können werden die geforderten ärztlichen Unterlagen und/oder der Nachweis über 
eine Schwerbehinderung benötigt. Sollten keine oder keine aktuellen oder aussagekräftigen Unterlagen 
vorhanden sein, kann durch den Eingliederungshilfeträger eine Begutachtung durch das Gesundheitsamt des 
Landkreises Havelland initiiert werden. 
 

2. Schritt: Prüfung von Einkommen und Vermögen (Kapitel 9 SGB IX) 
 
Die Leistungen der Eingliederungshilfe sind überwiegend einkommens- und vermögensabhängig. Dazu 
zählen insbesondere die Leistungen der Sozialen Teilhabe. Lediglich die in § 138 Absatz 1 SGB IX genannten 
Leistungen werden unabhängig von Einkommen und Vermögen erbracht. Dazu zählen unter anderem die 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach § 111 Absatz 1 SGB IX. 
 
Für die Prüfung von Einkommen und Vermögen werden daher die in der Checkliste angeforderten Unterlagen 
benötigt. Dazu zählen aktuelle Einkommensnachweise sowie die des Vorvorjahres (gem. § 135 SGB IX). Wenn 
das Einkommen die jeweilige Einkommensgrenze übersteigt, wird ein monatlicher Eigenbeitrag berechnet 
(gem. 136 SGB IX). 
 
Die Vermögensfreigrenze (Schonvermögen) für die Eingliederungshilfe beträgt im Jahr 2026 71.190,00 €. 
Zum geschützten Vermögen zählt zum Beispiel ein selbst bewohntes und angemessenes Hausgrundstück. 
(vgl. § 139 f. SGB IX) 
 

3. Schritt: Prüfung der wesentlichen Teilhabeeinschränkung (§ 99 SGB IX) 
 
Zur Prüfung der wesentlichen Teilhabeinschränkung, der Ermittlung der Teilhabeziele und Feststellung des 
Teilhabebedarfes ist eine Bedarfsermittlung durch den Sozialen Dienst des Sozialamtes erforderlich. Diese 
findet grundsätzlich im Rahmen eines persönlichen Gespräches mit der leistungsberechtigten Person zur 
Feststellung des Unterstützungsbedarfs statt. Das Gespräch kann in der Häuslichkeit, in der Dienststelle, 
telefonisch oder per Video stattfinden. Bei der Entscheidung über die Gesprächsform werden die 
Besonderheiten des Einzelfalls und wenn möglich der Wunsch der antragstellenden Person berücksichtigt. 
Eine Vertrauensperson kann bei Bedarf dem Termin beiwohnen. 
 



 
Die antragstellende Person bzw. die gesetzliche Vertretung wird zur Terminvereinbarung vom Sozialen Dienst 
kontaktiert. Um die Kontaktaufnahme zu erleichtern und zur Vorbereitung des Termins ist der ein 
Fragebogen auszufüllen und einzureichen.  
 

4. Schritt: Entscheidung über die Leistung 
 
Sollten alle Voraussetzungen für die Gewährung von Eingliederungshilfe vorliegen, kann die Entscheidung 
über den Antrag erfolgen. Dabei wird geprüft, ob eine und ggf. welche Leistung der Eingliederungshilfe den 
Bedarf der leistungsberechtigten Person decken kann. Dabei wird auch die Nachrangigkeit der 
Eingliederungshilfe gem. § 91 SGB IX berücksichtigt. Das bedeutet, dass jemand Eingliederungshilfe nur 
erhält, wenn er die erforderliche Leistung nicht von anderen oder von Trägern anderer Sozialleistungen 
erhält. 
 
Abschließend erhält die leistungsberechtigte Person bzw. die gesetzliche Vertretung einen Bescheid und der 
gewählte Leistungserbringer eine unbefristete Kostenübernahmeerklärung.  
 
Bei der Auswahl des Leistungserbringers gilt grundsätzlich das Wunsch- und Wahlrecht (§ 8 SGB IX) der 
leistungsberechtigten Person. Sollte der Leistungsberechtigte noch keinen Leistungserbringer ausgewählt 
haben, unterstützt das Sozialamt bei der Suche nach einem geeigneten Leistungserbringer und händigt hierzu 
zunächst eine Auflistung der Leistungserbringer im Havelland aus.  
 
Die Abrechnung der erbrachten Leistung erfolgt direkt zwischen dem Leistungserbringer und dem 
Eingliederungshilfeträger. Eine Ausnahme stellt die Inanspruchnahme der Leistung in Form des Persönlichen 
Budgets dar. 
 
Dem Bescheid ist der Gesamtplan mit den Teilhabezielen der leistungsberechtigten Person beigefügt. Der 
Gesamtplan und der im Rahmen der Bedarfsermittlung erstellte „Integrierte Teilhabeplan Brandenburg“ 
(ITP) wird für einen Planungszeitraum von maximal zwei Jahren festgeschrieben (§ 121 SGB IX).   
 
Vor Ablauf des Planungszeitraumes und zur Fortschreibung des Gesamtplanes wird der weitere 
Teilhabebedarf, die Erreichung der Teilhabziele und die o. g. Anspruchsvoraussetzungen (insb. Einkommen 
und Vermögen) überprüft. Zur Einreichung der notwendigen Unterlagen wird die leistungsberechtigte Person 
bzw. die gesetzliche Vertretung rechtzeitig schriftlich aufgefordert. 
  


